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Vorwort

Auch wenn sich längst die Erkenntnis Bahn gebrochen hat, dass die Meeresumwelt 
der Nord- und Ostsee verletzlich ist und ihre ungesteuerte Nutzung die Vielfalt der 
Tier- und Pflanzenarten, ihrer Lebensräume sowie der oftmals sensiblen marinen 
Ökosysteme ernstlich bedroht, ermangelte es lange Zeit spezifisch naturschutz-
rechtlicher Regelungen, die der bedenklichen Entwicklung Einhalt hätten gebieten 
können. Mit Inkrafttreten des neuen Bundesnaturschutzgesetzes hat sich die Lage 
grundlegend geändert. Seit dem 1.3.2010 sind die Vorschriften des Gesetzes nicht 
mehr nur im deutschen Hoheitsgebiet, sondern auch in den Meeresbereichen der 
deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels beachtlich, 
soweit dies mit den Vorgaben des Seevölkerrechts vereinbar ist.

Diese Geltungserstreckung trägt einschlägigen Erfordernissen des europäischen 
Naturschutzrechts sowie der zunehmend gewachsenen Erkenntnis Rechnung, dass 
es auch jenseits der 12 sm-Zone wertvolle und schutzbedürftige Naturgüter gibt, die 
es mit den Mitteln des Naturschutzrechts zu bewahren gilt. Der korrekte Umgang 
mit den einschlägigen Bestimmungen stellt die Vollzugspraxis allerdings vor neue 
Herausforderungen. Die in Ansehung der Gegebenheiten einer Flächennutzung in 
terrestrischen Räumen entwickelten naturschutzrechtlichen Instrumentarien sind 
nicht bloß unter besonderer Berücksichtigung der in den Meeresbereichen obwal-
tenden natürlichen Ausgangsbedingungen, sondern stets auch unter strikter Wah-
rung der einschlägigen völker- und unionsrechtlichen Vorgaben anzuwenden.

Vor diesem Hintergrund besteht die Aufgabe des im Auftrag des Bundesamtes 
für Naturschutz (BfN) erarbeiteten Handbuchs darin, „Schneisen durch das Rege-
lungsdickicht“ des in der deutschen Nord- und Ostsee beachtlichen Meeresnatur-
schutzrechts zu schlagen, um auf diesem Wege praktische Hilfestellung für Ent-
scheidungssituationen zu bieten, in denen es Konflikte zwischen den Schutz- und 
Nutzungsinteressen zu bewältigen gilt. Das Handbuch wendet sich an die Praktiker 
in der Verwaltung, Planungsbüros, Rechtsanwälte und Naturschutzvereinigungen, 
nicht zuletzt aber auch an die Rechtsprechung, die sich künftig sicherlich noch mit 
Rechtsfragen des Meeresnaturschutzes wird befassen müssen.

Für das Entstehen der Schrift ist vielfältiger Dank auszusprechen. Er gilt in ers-
ter Linie Frau Dr. Carolin Kieß, die das Forschungsprojekt betreut hat, sowie allen 
Mitarbeitern des Bundesamtes für Naturschutz, die mit konstruktiv-kritischen An-
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merkungen und zahlreichen Hinweisen zum Gelingen des Handbuchs beigetragen 
haben. Zu besonderem Dank sind die Autoren auch Herrn Prof. Dr. Alexander Pro-
elß verpflichtet, der sich der Mühe unterzogen hat, die Entstehung des Werkes be-
ratend zu begleiten. Dank gebührt schließlich Herrn Prof. Dr. Hans-Walter Louis 
und Herrn Jochen Schumacher für ihre freundliche Bereitschaft zur Aufnahme des 
Handbuchs in die Schriftenreihe Natur und Recht.

Das Manuskript wurde im März 2011 abgeschlossen. Zu späterem Zeitpunkt 
veröffentlichte Rechtsprechung und Literatur konnte nur noch vereinzelt berück-
sichtigt werden.

Westerkappeln/Göttingen/Rostock
im August 2011

Martin Gellermann
Peter-Tobias Stoll

Detlef Czybulka

Vorwort
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A. Nutzung und Schutz von Nord- und Ostsee

In maritimer Hinsicht war das Wissen und Denken lange Zeit von der von Hugo 
Grotius angenommenen Unermesslichkeit des Meeres und der Unerschöpflichkeit 
seiner Ressourcen geprägt.1 Die Ozeane sind riesig, ihre Reichtümer frei verfügbar 
und ihre Fähigkeit zur Aufnahme von Rest- und Abfallstoffen unbegrenzt. Drama-
tische Ereignisse wie die Verschmutzung des Meeres durch Öl oder die Bedrohung 
der Küsten durch Unfälle von Tankschiffen sowie die sich zunehmend intensivie-
rende und bis zur Erschöpfung reichende Nutzung natürlicher Ressourcen haben 
dann aber doch der Erkenntnis zum Durchbruch verholfen, dass die Meeresumwelt 
verletzlich ist und eine ungesteuerte Nutzung der Meere die Vielfalt der Tier- und 
Pflanzenarten, ihrer Lebensräume und Lebensgemeinschaften sowie der oftmals 
sensiblen Ökosysteme ernstlich bedroht.

In seinem Sondergutachten „Umweltprobleme der Nordsee“ aus dem Jahre 1980 
hat der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen die Belastungssituation der 
Nordsee umfassend analysiert und auf alarmierende Zustände aufmerksam ge-
macht,2 die in ähnlicher Weise auch auf die Situation der vom Sachverständigenrat 
nicht behandelten Ostsee zutrafen. Seither konnten die negativen Auswirkungen 
einzelner Belastungsfaktoren – jenseits der sich partiell namentlich auf dem Sektor 
der Fischerei noch verschärfenden Missstände – gemindert werden, indessen be-
legen aktuelle Zustandsberichte, dass die Meeresumwelt in Nord- und Ostsee nach 
wie vor in vielfältiger Weise durch Einträge von Nähr- und Schadstoffen, die sich 
im Zuge der Globalisierung verstärkende Schifffahrt sowie die Meeresfischerei in 
erheblichem Maße belastet ist.3 Diese Belastungsfaktoren, die in unterschiedlichem 
Ausmaß nahezu allgegenwärtig sind, ziehen erhebliche Beeinträchtigungen mariner 
Tier- und Pflanzenarten, ihrer Lebensräume und Ökosysteme nach sich, die zudem 
durch verschiedenste Eingriffe von räumlich eher begrenzter Art (z. B. Sediment-

1  Grotius, Mare Liberum, seu de iure, quod Batvis competit ad Indica commercial, Dissertatio, 
1625; hierzu Graf Vitzthum, in: ders., Seerecht, Kap. 1 Rn. 66 ff.
2  SRU, Nordsee, BT-Drs. 9/692.
3  SRU, Meeresumweltschutz, Tz. 2; hierzu Ell/Heugel, NuR 2007, 315 f.

M. Gellermann et al., Handbuch des Meeresnaturschutzrechts in der Nord- und Ostsee, 
Schriftenreihe Natur und Recht 14, DOI 10.1007/978-3-642-25417-8_1,  
© Springer-Verlag Berlin Heidelberg 2012
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gewinnung, Errichtung von Offshore-Einrichtungen, Verklappung von Stoffen) in 
Mitleidenschaft gezogen werden. Obwohl das Interesse der Öffentlichkeit und der 
politisch verantwortlichen Akteure an den sich um den Schutz und die Nutzung der 
Meeresumwelt rankenden Themenfeldern stetig gewachsen ist und vielfältige Ini-
tiativen zur Verbesserung der Lage ergriffen wurden, stellt der Sachverständigenrat 
in seinem Umweltgutachten 2008 fest, dass auf dem Felde der Erhaltung der Mee-
reslebensräume keine bedeutenden Fortschritte erzielt worden sind.4

Bereits in ihrer Biodiversitätsstrategie (November 2007) entwickelte die Bun-
desregierung eine Vision für die Küsten und Meere, nach der sich die miteinander 
vernetzten natürlichen und naturnahen Küsten- und Meeresökosysteme in einem 
günstigen Erhaltungszustand befinden und in ihrer Vielfalt und Dynamik ein un-
gefährdetes Vorkommen aller typischen Arten und Lebensräume ermöglichen.5 In 
ihrer nationalen Meeresstrategie (Oktober 2008) benennt die Bundesregierung kon-
krete Ziele und skizziert die Aktivitäten, derer es aus ihrer Sicht bedarf, um die 
biologische Vielfalt der Meere zu bewahren.6 Beide Strategiepapiere verdeutlichen 
nachdrücklich, dass erhebliche Anstrengungen unternommen werden müssen, um 
den vielfältigen anthropogen bedingten Belastungen zu begegnen und die sich ver-
schärfenden Konflikte zwischen Naturschutzbelangen und Nutzungsinteressen und 
-wünschen zu bewältigen.

B. Meeresnaturschutz und Vollzugspraxis

Einschlägigen Regeln des Seevölkerrechts ist die Aussage entnommen worden: 
„Wer das Meer nutzt, muss es schützen“.7 In dieselbe Richtung weisende Vorgaben 
des europäischen Rechts sowie des in Art. 20a GG verankerten Staatsziels Umwelt-
schutz begründen die Pflicht, die natürlichen Lebensgrundlagen auch im Bereich 
des Küstenmeeres, der ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) und des Fest-
landsockels zu schützen. Die sich aus unterschiedlichen Rechtsquellen speisende 
Schutzverpflichtung bringt es mit sich, dass den Belangen des Meeresnaturschutzes 
in der Gesetzgebung, daneben aber auch und gerade im Vollzug der gesetzlichen 
Regelungen die ihnen gebührende Beachtung zu schenken ist.

Dieser Aufgabe in einer den Naturschutzbelangen vollen Umfangs gerecht wer-
denden Weise nachzukommen, erweist sich angesichts der die Meeresbereiche von 
Nord- und Ostsee betreffenden vielfältigen Nutzungswünsche und -interessen als 
ein schwieriges Unterfangen. Zwar existieren zahlreiche Regelungen naturschutz-
rechtlicher und naturschutzrelevanter Art, die einen wirksamen Schutz sensibler 

4  SRU, Umweltgutachten 2008, Tz. 592.
5  BMU, Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt, 2007 (http://www.bfn.de/0304_biodivstra-
tegie.html); hierzu Czybulka, ZUR 2008, 246.
6  BMU, Nationale Strategie für die nachhaltige Nutzung und den Schutz der Meere, (http://www.
bmu.bund.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/broschuere_meeresstrategie_bf.pdf).
7  Czybulka, NuR 2001, 369.
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